
Unsere Regierung dreht langsam durch
Beitrag von „darkdiver“ vom 16. November 2006 um 08:39

E-Mail-Konto nur noch gegen Personalausweis? 

Der inzwischen verfügbare Referentenentwurf zur Neuregelung der
Telekommunikationsüberwachung aus dem Bundesjustizministerium fordert eine
Identifizierungspflicht von E-Mail-Nutzern und eine Vorratsspeicherung von Verbindungsdaten
bei Anonymisierungsservern. Auch "wer einen Anomymisierungsdienst betreibt und hierbei die
Ausgangskennung des Telekommunikationsnutzers durch eine andere ersetzt", betreibe einen
Telekommunikationsdienst für die Öffentlichkeit und unterliege damit den gleichzeitig
vorgeschlagenen Verpflichtungen zur verdachtsunabhängigen Speicherung von
Verbindungsdaten für sechs Monate. Und die Anbieter von E-Mail-Konten müssen nach dem
Entwurf Kundendaten erheben und ihre Nutzer so eindeutig identifizieren. Die rasche Eröffnung
eines Accounts ohne Vorlage eines Personalausweises bei einem deutschen Webmail-Dienst
dürfte damit passé sein.
Darüber hinaus öffnet der Entwuf eine Hintertür zur Protokollierungspflicht von erfolglosen oder
unbeantwortet bleibenden Anrufen sowie die Möglichkeit der Abfrage von Verbindungs- und
Standortdaten "in Echtzeit". Die "zur Erfüllung der Speicherungspflichten erforderlichen
Investitionen" und gegebenenfalls gesteigerten Betriebskosten bei Providern tut das Papier als
Peanuts ab und erwartet kaum Auswirkungen auf die Verbraucherpreise. Den Aufwand der
betroffenen Unternehmen für das Beantworten von Verkehrsdatenabfragen will das Ministerium
mit den niedrigen Sätzen zur Entschädigung von Zeugenaussagen abgegolten wissen.
Insgesamt geht der Entwurf davon aus, dass trotz gravierender Grundrechtseingriffe vor allem
durch die geplante verdachtslose sechsmonatige Speicherung von "Verkehrsdaten" nicht ins
Blaue hinein überwacht werde und das öffentliche Interesse "der Gewährleistung einer
wirksamen Strafverfolgung" überwiege. Für den Arbeitskreis Vorratsdatenspeicherung und
sieben weitere Bürgerrechtsorganisation sind die Pläne dagegen ein weiteres Anzeichen dafür,
dass die von Justizministerin Brigitte Zypries vorangetriebene "Totalspeicherung der
Telekommunikation der gesamten Bevölkerung vollkommen unverhältnismäßig" sei. Mit einer
Videobotschaft an Bundeskanzlerin Angela Merkel fordert er einen Stopp der Umsetzung der
EU-Vorgaben zur Vorratsspeicherung von Kommunikationsdaten.
Einen ausführlichen Bericht zu den Details des Referentenentwufs für eine Reform der
Telekommunikationsüberwachung bringt ein Online-Artikel in c't Hintergrund:
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